Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2498 


Sachgebiet 78 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/l)-680 70-E- We 14/71 


Bonn, den 10. August 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung 
der Interventionsausgaben bei Wein. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 27. Juli 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Budxdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg* Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn*Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 5t 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Finanzierung der Interventionsausgaben bei Wein 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen 
für die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2591/ 
70-), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik'*^), insbesondere auf 
Artikel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist angezeigt, die Bedingungen für die Betei- 
ligung der Abteilung „Garantie" des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, nachstehend „Fonds" genannt, bei der Ge- 
moinschaftsfinanzierung der Interventionsausgaben 
für jeden Sektor der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion festzulegen. 

Die Beihilfen für die private Lagerhaltung von 
Tafelwein, die auf Grund der Artikel 5, 6 und 37 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 
28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein"^), zuletzt geändert durch die Verordnung Nr. 
(EWG) 2612/70^), gewährt werden, sowie die Bei- 
hilfen für die Destillation von Tafelwein, die auf 
Grund von Artikel 7 der genannten Verordnung ge- 
leistet werden, bringen Ausgaben mit sich; diese 
Beihilfen stellen Interventionen im Sinne von Arti- 
kel 6 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG und 
Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 dar. Ebenso stellen die im Artikel 33 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 vorgesehenen Maßnah- 
men Interventionen im Sinne von Artikel 3 Ab- 
satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 dar; ob- 
wohl diese Maßnahmen noch nicht beschlossen sind, 
ist es zweckmäßig, schon jetzt ihre Finanzierung 
durch den Fonds zu bestätigen ~ 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/ 
64/EWG und Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 


(EWG) Nr. 729/70 werden vom Fonds, Abteilung 
Garantie, unter den in dieser Verordnung festge- 
legten Voraussetzungen die Ausgaben finanziert, die 
sich durch folgende Interventionen auf dem Wein- 
sektor ergeben: 

a) Beihilfen für die private Lagerhaltung von Tafel- 
wein auf Grund der Artikel 5, 6 und 37 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70; 

b) Beihilfen für die Destillation von Tafelwein auf 
Grund von Artikel 7 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70. 

2. Die Ausgaben im Sinne des vorigen Absatzes 
entsprechen den Beträgen, die auf Grund der in 
Anwendung der Artikel 5, 6, 7 und 37 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 getroffenen Maßnahmen ge- 
zahlt worden sind. 

Artikel 2 

Nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 werden vom Fonds, Abteilung Garantie, 
entsprechend den Bestimmungen, die vom Rat er- 
lassen werden, die Ausgaben finanziert, die sich aus 
Interventionsmaßnahmen nach Artikel 33 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 ergeben. 

Artikel 3 

I Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
i meinschaften in Kraft. 

I Sie gilt ab 1. Juni 1970. 

I 

i Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
: lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


I ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
j vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

j -) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
I vom 26. Dezember 1970, S. 63 

! =0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
I vom 28. April 1970, S. 13 

j h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
i vom 5. Mai 1970, S. 1 

I 'j) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
I vom 27. Dezember 1970, S. 6 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Finanzanhang zum Vorschlag einer Verordnung 
über die Interventionsausgaben bei Wein 

1. Dieser Vorschlag bewirkt keine neuen Aus- 
gaben, sondern legt die Einzelheiten der Finanzie- 
rung der Interventionen fest, die auf dem Sektor 
Wein durchgeführt werden. 

2. Da diese gemeinsame Marktorganisation am 
1. Juni 1970 in Kraft trat, wurden für die Interven- 
tionen auf dem Binnenmarkt Mittel in Höhe von 
16 Millionen RE in den Haushalt 1971 eingesetzt^). 

3. 1970 wurden nur kurzfristige Lagerverträge mit 
einer Laufzeit von drei Monaten abgeschlossen, und 
zwar ausschließlich für Tafelwein der Arten RI, R II 
und A 1. Ab September 1970 waren durchschnittlich 
Mengen von ungefähr 15 Millionen Hektoliter Wein 
pro Tag Gegenstand von Lagerverträgen. Pro Tag 
und pro Hektoliter wurde eine pauschale Beihilfe 
von 0,004 RE gewährt. Die Kosten dieser Interven- 
tionen belaufen sich daher für 1970 auf: 

15 000 000 X 120 X 0,004 - 7 200 000 RE 


4. 1971 wurden Verträge mit einer Laufzeit von 

drei Monaten und Verträge mit einer Laufzeit von 
sechs Monaten abgeschlossen. Außerdem wurde für 
Weine der Arten A II und A III die Möglichkeit vor- 
gesehen, Verträge mit einer Laufzeit von mehr als 
drei Monaten, längstens jedoch bis zum 31. August 
1971, abzuschließen. 

Für die Beihilfe wurden unterschiedliche Sätze je 
nach Laufzeit des Vertrages festgesetzt. 

a) Im Verlauf des ersten Halbjahres 1971 abge- 
schlossene Lagerverträge 

Für die dreimonatigen Lagerverträge schwank- 
ten die Lagermengen pro Tag zwischen 12 Mil- 
lionen Hektoliter im Laufe des ersten Viertel- 
jahres und 5 Millionen Hektoliter im Juni. Da 
es sich fast ausschließlich um Tafelwein der 
Arten R I, R II und A I handelte, wurde eine 
Beihilfe von 0,004 RE pro Tag und Hektoliter 
gewährt. Die Kosten beliefen sich daher auf 
6 360 000 RE. 


Zeitraum 

Durchschnittliche 
Lagermenge pro Tag 
(in hl) 

Zahl der Tage 

Beihilfebetrag 
(in RE) 

Kosten 
(in RE) 

- Januar, Februar, 

März 

12 000 000 

90 

0,004 

4 320 000 

- April, Mai 

6 000 000 

60 

0,004 

1 440 000 

- Juni 

5 000 000 

30 

0,004 

600 000 




Insgesamt: 

6 360 000 


Die sechsmonatigen Verträge erstrecken sich auf 
Durchschnittsmengen von 8 Millionen Hekto- 
liter für den Zeitpunkt vom 1. März 1971 bis 
31. August 1971. 

Da eine Beihilfe von 0,006 RE pro Tag und 
Hektoliter gewährt wird, belaufen sich die Ko- 
sten auf: 

8 000 000 X 180 X 0,006 = 8 640 000 RE 

Die Verträge für Weine der Arten A II und A III 
mit einer Laufzeit von mehr als drei Monaten 
wurden vom 1. Mai 1971 an bis zum 31. August 
1971 abgeschlossen. Sie betreffen Durchschnitts- 
mengen von 800 000 Hektoliter pro Tag; die ge- 
währte Beihilfe beläuft sich auf 0,01 RE, die 
Kosten betragen: 

800 000 X 120 X 0,01 - 960 000 RE 

Zusammenfassend bewirken diese Lagerbestände 
Ausgaben, die folgendermaßen zu veranschlagen 
sind: 

- 6 360 000 für die dreimonatigen Verträge 

- 8 640 000 für die sechsmonatigen Verträge 

960 000 für die Verträge, die die Weine der 
Arten A II und A III betreffen 

15 960 000 RE 


b) Vorausschätzungen der Lagerhaltung für das 
zweite Halbjahr 1971 

Sie hängen von dem Überfluß der Ernte 1971/72 
ab. Da jedoch die Ernte 1970/71 besonders reich 
war, besteht die Gefahr, daß die Vorräte am 
Ende des Wirtschaftsjahres noch groß sein wer- 
den; es empfiehlt sich vorzusehen, daß von die- 
ser Form der Intervention in einem ziemlich 
großen Maße Gebrauch gemacht wird. 

Da die Gültigkeit der kurzfristigen Verträge mit 
einer Laufzeit von mehr als drei Monaten nicht 
über den 31. August 1971 hinausgehen kann, kann 
man vorausschätzen, daß zwischen Juni und De- 
zember dreimonatige Verträge für Mengen von 
ungefähr 10 Millionen Hektoliter pro Tag abge- 
schlossen werden: 

10 000 000 X 180 X 0,004 7 200 000 RE 


Ü In den Zahlen sind die Ausgaben für die Destillation 
der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung enthalten; 
diese Maßnahme stellt keine Intervention dar. Diese 
Ausgaben werden für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 
aut 2,79 Millionen RE veranschlagt. 
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c) Für das gesamte Jahr 1971 belaufen sich die 
Kosten für diese Interventionsmaßnahme auf; 

15 960 000 -f 7 200 000 - 23 160 000 RE 

5. Für die Destillation von Tafelwein, die durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 776/71 ausgelöst wurde, 
waren Ausgaben zwischen 19 600 000 RE und 
32 200 000 RE vorgesehen worden. 

Tatsächlich wurden bisher weniger große Mengen 
vom Wein destilliert als vorhergesehen. 

Man kann annehmen, daß am Ende des Zeitraums 
der Destillation (1. Juli 1971) 3 Millionen Hekto- 
liter Wein in Italien und 450 000 Hektoliter in 
Frankreich destilliert sein werden. Fürden EAGEL 
sind Ausgaben von ungefähr 5 RE pro Hektoliter 
destillierten Weines vorauszuschätzen. Daraus er- 
geben sich Gesamtausgaben von 17 250 000 RE. 

6. Zusammenfassend belaufen sich die Ausgaben, 
die die verschiedenen Interventionsmaßnahmen 
(Lagerverträge und Destillation von Tafelwein) 1971 
bewirken, auf: 

- Ausgaben für Lagerverträge 23 160 000 

- Ausgaben für Destillation 

von Tafelwein 17 250 000 

40 410 000 

7. Die Mitgliedstaaten haben 1970 dem EAGEL 
keine Ausgaben für Interventionsmaßnahmen auf 
dem Sektor Wein gemeldet. Diese Tatsache ergibt 
sidi nicht allein aus der Verzögerung infolge des 
Beginns der neuen Marktordnung und der Schaffung 
der Ausführungsbestimmungen, sondern auch aus 
der Tatsache, daß die Beihilfe zur privaten Lager- 
haltung von der Interventionsstelle erst nach dem 
Ablauf des Vertrages gezahlt wird. 

Es ist daher wahrscheinlich, daß die meisten, wenn 
nicht alle Ausgaben, die sich aus im Jahre 1970 ab- 
geschlossenen Verträge ergeben, im Jahre 1971 ge- 
zahlt werden. 

Für 1971 ist bisher ebenfalls eine gewisse Verschie- 
bung in den Ausgabenmeldungen der Mitglied- 
staaten festzustellen. 

Dagegen wurden dem EAGEL von bestimmten Mit- 
gliedstaaten für das Vierteljahr Mai bis Juni 1971 


Ausgabenvorausschätzungen für folgende Interven- 
tionsmaßnahmen übermittelt: 

a) Lagerverträge und Beihilfen zur privaten Lager- 
haltung 

b) Destillation von Tafelwein 

Zur Zeit hat nur Italien Ausgaben von 4 800 000 
RE für Juli veranschlagt. 

8. Die Ausgabenvorausschätzungen für 1972, 1973 
und 1974 sind in der Arbeitsunterlage Nr. IV/1642/71 
enthalten. 

Die Ausgaben für die verschiedenen Interventions- 
maßnahmen bei Wein werden folgendermaßen ver- 
anschlagt: 

a) kurzfristige Lagerverträge 

Die zur Lagerung in Betracht kommende Menge 
kann auf 20 Millionen hl geschätzt werden, da- 
von: 

- 10 während einer Zeit von drei Monaten 

- 10 während einer Zeit von sechs Monaten 

(durch Erneuerung der dreimonatigen Ver- 
träge) 

Die Kosten beliefen sich dann auf: 

10 000 000 X 90 X 0,004 - 3,6 Millionen RE 
10 000 000 X 180 X 0,004 = 7,2 Millionen RE 

Insgesamt: 10,8 Millionen RE 

b) langfristige Lagerverträge 

Die zur Lagerung für zehn Monate in Betracht 
kommende Menge kann auf 10 Millionen hl ge- 
schätzt werden. 

Die Kosten beliefen sich dann auf: 

10 000 000 X 300 X 0,004 = 12 Millionen RE 

c) Destillation von Wein 

Der Ausnahmecharakter dieser Maßnahme macht 
jede Vorausschätzung für 1972, 1973 und 1974 
sehr unsicher: 

Man kann annehmen, daß in bestimmten Jahren 
ungefähr 2 Millionen hl Wein Gegenstand die- 
ser Maßnahmen sein könnten, wodurch sich Aus- 
gaben in der Größenordnung von 10 Millionen 
RE ergeben. 

Zusammenfassend sind für die Jahre 1972, 1973 
und 1974 jeweils Gesamtausgaben von rund 
33 Millionen RE für die Intervention bei Wein 
zu veranschlagen. 


Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 


Mai Juni 
(in RE) (in RE) 

4 501 106 2 880 708 


Juli Insgesamt 
(in RE) (in RE) 

— 7 381 814 


400 000 1 300 800 1 654 400 3 355 200 

— 48 680 1 260 49 940 

Insgesamt: 10 786 954 
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Drucksadhe VI/ 2498 


Begründung 


1. Seit ihrer Errichtung hat die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein eine erhebliche Entwick- 
lung erfahren, die sich auf die Gemeinschafts- 
finanzierung auswirkt. 

Am Anfang stand die Verordnung Nr. 24 des 
Rates vom 4. April 1962 über die schrittweise 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Wein^), die jedoch noch keine Gemeinschafts- 
finanzierung vorsah. Erst mit der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 1970 
zur Festlegung ergänzender Vorschriften für die 
gemeinsame Marktorganisation für Wein^) wur- 
de die Möglichkeit eröffnet, Erstattungen für die 
Ausfuhr nach Drittländern zu gewähren und In- 
terventionen auf dem Binnenmarkt vorzunehmen. 
Die Gemeinschaftsfinanzierimg wurde auf Grund 
von Artikel 41 derselben Verordnung mit Wir- 
kung vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens, d. h. 
vom 1. Juni 1970 an, auf diesen Sektor ausge- 
dehnt. 

2. Gemäß dieser gemeinsamen Marktorganisation 
sind insbesondere Interventionsmaßnahmen in 
Form von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung bei 
Tafelwein und gegebenenfalls Beihilfen zur 
Destillation von Tafelwein vorgesehen. 

Diese Maßnahmen stellen Interventionen im 
Sinne von Artikel 6 der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG®) und Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 4) dar. 

In vorliegenden Vorschlag soll festgelegt wer- 
den, wie die Interventionsausgaben zu finanzie- 
ren sind. 

3. Die normalen Interventionsmaßnahmen nach Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 bestehen in der Ge- 
währung von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung 
von Tafelweinen. Die grundlegenden Vorschrif- 
ten hierfür sind in Artikel 5 und 6 enthalten. 

Nach Artikel 5 sind folgende Beihilfen möglich: 

a) Beihilfen für Tafelweine, sofern sich für ein 
Wein Wirtschaftsjahr aus der Vorbilanz ergibt, 
daß die zu Beginn des Weinwirtschaftsjahres 
festgestellten verfügbaren Mengen Tafelwein 
den voraussichtlichen Gesamtbedarf für das 
betreffende Weinwirtschaftsjahr um mehr als 
die Verbrauchsmenge von fünf Monaten über- 
schreiten? 

b) Beihilfen für eine Weinbauzone, wenn, vor 
allem in Folge einer außergewöhnlich reichen 
Weinernte, zu Beginn des Weinwirtschafts- 
jahres in der betreffenden Weinbauzone oder 
dem betreffenden Teil der Weinbauzone ein 
Mißverhältnis zwischen den verfügbaren Men- 
gen und den Absatzmöglichkeiten auftritt; 


c) Beihilfen für eine bestimmte Weinart, wenn 
der Durchschnittspreis dieser Weinart im 
Laufe des Weinwirtschaftsjahres während 
zweier aufeinanderfolgender Wochen unter 
dem Auslösungspreis bleibt. 

Vorbedingung für die Gewährung der Beihilfen 
ist der Abschluß von Lagerverträgen zwischen 
den von den Mitgliedstaaten bezeichneten Inter- 
ventionsstellen und den Erzeugern, die den Ab- 
schluß von Lagerverträgen beantragt haben. 

Die Erzeuger können nach Auslösung der von 
der Kommission beschlossenen Beihilfenmaßnah- 
men folgende Lagerverträge abschließen: in dem 
unter Buchstabe a genannten Fall „langfristige 
Verträge" mit einer Gültigkeitsdauer von min- 
destens neun Monaten und in den übrigen Fäl- 
len „kurzfristige Verträge" mit einer Gültigkeits- 
dauer von drei Monaten. 

Die Durchführungsbestimmungen für den Ab- 
schluß der Lagerverträge sind in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1437/70 der Kommission vom 20. Juli 
1970 5) enthalten. 

Bisher wurden nur die unter Buchstabe c aufge- 
führten Beihilfen für die private Lagerhaltung 
gewährt. Diese Beihilfen wurden am 5. August 
1970 für bestimmte Arten von Tafelwein bewil- 
ligt und schrittweise aufgrund verschiedener 
Verordnungen auf alle Arten von Tafelwein aus- 
gedehnt. 

Ausgelöst wurde dies durch die außergewöhnlich 
reiche Ernte 1970/71, die zu einem erheblichen 
Preissturz bei Tafelwein geführt hat. 

Trotz der getroffenen Interventionsmaßnahmen 
haben sich die Tafelweinpreise nicht gefestigt. 
Damit die Erzeuger die Lagermöglichkeiten stär- 
ker nutzen, hat die Kommission zwei auf Arti- 
kel 37 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 ge- 
stützte Verordnungen mit Gültigkeit bis 31. Au- 
gust 1971 erlassen: 

~ die Verordnung (EWG) Nr. 324/71 der Kom- 
mission vom 15. Februar 1971 zur vorüber- 
gehenden Abweichung von Artikel 5 und 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 hinsichtlich der 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 989/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 22. Juli 1970, S. 16 
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Dauer der Lagervorräte und des Betrages der 
Beihilfe für die private Lagerhaltung für Tafel- 
wein®): auf Grund dieser Verordnung können 
kurzfristige Lagerverträge für sechs Monate 
statt nur für drei Monate abgeschlossen wer- 
den, und darüber hinaus wird der Betrag der 
Beihilfe in Abweichung von Artikel 6 Absatz 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erhöht; 

- die Verordnung (EWG) Nr. 965/71 der Kom- 
mission vom 10. Mai 1971 mit abweichenden 
Bestimmungen für die private Lagerhaltung 
bestimmter Tafelweine”^), durch die der Betrag 
der für die Tafelweinarten A II und A III ge- 
währten Beihilfe erhöht wird und Lagerver- 
träge für mehr als drei Monate abgeschlossen 
werden können, falls die Laufzeit dieser Ver- 
träge nicht über den 31. August 1971 hinaus- 
geht. Die durch diese Verordnungen vorge- 
sehenen Maßnahmen entsprechen dem Inter- 
ventionsbegriff, wie er in Artikel 3 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 729/70 enthalten ist. 

4, Die Destillation von Tafelwein ist eine außer- 
ordentliche Interventionsmaßnahme, die nach 
Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 ge- 
troffen wird, wenn die Gefahr besteht, daß eine 
Festigung der Preise allein durch die Gewährung 
von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung nicht er- 
reicht werden kann. Deshalb sind in Artikel 7 
die Bedingungen für die Destillation nicht im 
einzelnen festgelegt; gegebenenfalls hat folglich 
der Rat diese Bedingungen und die Einzelheiten 
der Finanzierung der infolge der Destillation ent- 
stehenden Kosten festzulegen. 

Die Destillation erfolgte auf Grund der Verord- 
nung (EWG) Nr. 776/71 des Rates vom 14. April 
1971 über allgemeine Regeln für die Destillation 
von Tafelwein in der Zeit vom 19. April 1971 bis 
zum 3. Juni 1971 ^); diese Frist wurde durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1083/71 des Rates vom 
25. Mai 1971 ^®) bis zum 14. Juli 1971 verlängert. 
Infolge der überreichen Ernte 1970/1971 waren 
die Preise für Tafelwein unter den Auslösungs- 
preis gefallen und hatten sich trotz verbesserter 
Beihilfen zur privaten Lagerhaltung nicht ge- 
festigt. 

Auf Grund dieser Verordnung können Lieferver- 
träge zwischen den Erzeugern und den Brenne- 
reien, gegebenenfalls über eine Interventions- 
stelle, abgeschlossen werden; weiterhin ist die 
Brennerei verpflichtet, den gelieferten Wein zu 
destillieren und dem Erzeuger einen Mindest- 
ankaufpreis für den Wein zu zahlen; ferner kön- 
nen die durch Destillation gewonnenen Erzeug- 


nisse entweder einen Alkoholgehalt von 86®/» 
und mehr oder von 85 ®/o und weniger haben, und 
die nach dem Alkoholgehalt der Destillations- 
erzeugnisse abgestufte Beihilfe kann von der 
Interventionsstelle an die Brennerei ausgezahlt 
werden, um die Vermarktung des Erzeugnisses 
zu ermöglichen. 

Diese Beihilfe ist eine Interventionsmaßnahme 
und ist deshalb vom EAGEL zu finanzieren. 

Wenn auch die Gemeinschaftsfinanzierung bei 
den Destillationen in der Zeit vom 19. April 1971 
bis zum 14. Juli 1971 vorgenommen werden, in 
Form einer pauschalen Beihilfe erfolgt, so ist es 
rechtlich durchaus möglich, daß sie künftig unter- 
schiedliche Finanzierungsformen annehmen kann; 
in diesem Falle müssen andere Einzelheiten der 
Finanzierung gegebenenfalls auch eine Änderung 
dieser Verordnung vorgesehen werden. 

5. Gemäß Artikel 33 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 kann der Rat für Wein mit Ausnahme von 
Tafelwein Interventionsmaßnahmen treffen, falls 
es für die Stützung des Marktes für Tafelwein 
erforderlich ist. Von dieser Möglichkeit wurde 
bisher noch kein Gebrauch gemacht. 

6. Nach Artikel 24 derselben Verordnung wird die 
Verpflichtung zur Destillation von Nebenerzeug- 
nissen der Weinbereitung eingeführt; diese Maß- 
nahme kann jedoch nicht als Interventionsmaß- 
nahme gelten, sondern eher als Maßnahme mit 
dem Ziel, Wein guter Qualität zu verbürgen. Eine 
Beteiligung des EAGEL, Abteilung Garantie, an 
den Kosten, die den Interventionsstellen durch 
die Anwendung dieser Maßnahmen entstehen, ist 
ebenfalls in Artikel 24 vorgesehen. Die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1171/71 des Rates vom 3. Juni 
1971 über die Destillation der Nebenerzeugnisse 
der Weinbereitung ^^) sieht eine pauschale Fest- 
setzung dieser Beteiligung des EAGEL vor und 
bestimmt die Einzelheiten und Bedingungen der 
Finanzierung. 


6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 38 
vom 16. Februar 1971, S. 14 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 104 
vom 11. Mai 1971, S. 14 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 85 
vom 15. April 1971, S. 28 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 
vom 28. Mai 1971, S, 12 

11) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 123 
vom 5. Juni 1971, S. 4 
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